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Vorblatt 


Vorschläge der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften für Richtlinien des Rates zur Festsetzung der 
Einzelheiten der Verwirklichung der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs für die 
selbständigen Tätigkeiten der Herstellung medizini- 
scher und pharmazeutischer Erzeugnisse bzw. des 
Großhandels mit Arzneimitteln und pharmazeutischen 

Erzeugnissen 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Jugend, 
Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Zur Verwirklichung des Niederlassungsrechts in der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft sehen die allgemeinen Pro- 
gramme zur Aufhebung der Beschränkung der Niederlassungs- 
freiheit die Aufhebung jeder auf der Staatsangehörigkeit be- 
ruhenden diskriminierenden Behandlung bei der Niederlassung 
und im Dienstleistungsverkehr vor. Die Richtlinien befassen 
sich mit den in der Gruppe 319 bzw. 6119 der CITI-Nomenklatur 
aufgeführten selbständigen Tätigkeiten der Herstellung medizi- 
nischer und pharmazeutischer Erzeugnisse bzw. des Großhan- 
dels mit Arzneimitteln und pharmazeutischen Erzeugnissen. 


B. Lösung 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften schlägt Richt- 
linien zur Festsetzung der Einzelheiten zur Verwirklichung 
der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für die selbständigen Tätigkeiten der Herstellung medi- 
zinischer und pharmazeutischer Erzeugnisse bzw. des Groß- 
handels mit Arzneimitteln und pharmazeutischen Erzeugnissen 
vor. 

C. Alternativen 

Der Ausschuß hält es für erforderlich sicherzustellen, daß bei 
Einführung neuer Niederlassungsvorschriften die notwendigen 
Übergangszeiten vorgesehen werden. Weiterhin soll dem Groß- 
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handel die Möglichkeit gegeben werden, über die nationalen 
Grenzen hinweg Apotheken beliefern zu können. Ferner soll 
das in der Bundesrepublik Deutschland geltende System der 
Unterscheidung von apothekenpflichtigen und freiverkäuflichen 
Arzneimitteln aufrechterhalten bleiben. 


D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird nicht belastet. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 

(12. Ausschuß) 

über die von der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten Vor- 
Schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätigkeiten der 
Arzneimittelherstellung 

eine Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die selbständigen Tätigkeiten der Arzneimittelherstellung 

eine Richtlinie über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und 
des freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätigkeiten des 
Großhandels mit Arzneimitteln und der Vermittler in Handel und Indu- 
strie auf dem Gebiet der Arzneimittel 

eine Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs Vorschrif- 
ten für die selbständigen Tätigkeiten 

— des Großhandels mit Arzneimitteln 

— der Vermittler in Handel und Industrie, die für ihre Tätigkeiten über 
einen Vorrat an Arzneimitteln verfügen 

eine Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs Vorschrif- 
ten für die selbständigen Tätigkeiten des Kleinvertriebs von Arzneimitteln 

eine Richtlinie für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise des Apothekers 

eine Richtlinie zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs Vorschrif- 
ten für die selbständigen Tätigkeiten des Apothekers 

— Drucksache V/4013 — 
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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Hammans 


i. 

Die Richtlinienvorschläge der Kommission — 
Drucksache V/4013 — sind bereits in der 5. Wahl- 
periode am 26. März 1969 an den Ausschuß für Ge- 
sundheitswesen federführend und an den Ausschuß 
für Wirtschafts- und Mittelstandsfragen mitberatend 
überwiesen worden. 

Der Ausschuß für Gesundheitswesen hat sich in 
seiner 94. Sitzung am 3. Juni 1969 mit der Vorlage 
befaßt, sie jedoch vor Ablauf der 5, Wahlperiode 
nicht mehr abschließend beraten. 

Wegen der erheblichen Bedeutung dieser Richt- 
linienvorschläge und um das Unterrichtungsverfah- 
ren abschließen zu können, ist der Präsident des 
Deutschen Bundestages um erneute Überweisung 
gebeten worden. Er hat dem Ersuchen des Ausschus- 
ses entsprochen und die Richtlinienvorschläge der 
Kommission — Drucksache V/4013 — mit Schreiben 
vom 17. Juni 1971 an den Ausschuß für Jugend, 
Familie und Gesundheit federführend und an den 
Ausschuß für Wirtschaft mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat von den Richt- 
linienvorschlägen in seiner Sitzung am 30. Septem- 
ber 1971 Kenntnis genommen und empfohlen, die 
Bundesregierung zu ersuchen, bei den weiteren Ver- 
handlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß 

a) die Verwirklichung des freien Verkehrs mit 
Arzneimitteln nicht an zu restriktiv verstandenen 
Niederlassungsvorschriften scheitert. Jedoch soll 
sie sicherstellen, daß bei der Einführung neuer 
Niederlassungsvorschriften die notwendigen 
Übergangszeiten vorgesehen werden,* 

b) das in der Bundesrepublik Deutschland geltende 
System der Unterscheidung von apothekenpflich- 
tigen und freiverkäuflichen Arzneimitteln auf- 
rechterhalten bleibt. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat sich in zwei Sitzungen eingehend mit den Richt- 
linienvorschlägen befaßt und sie in seiner 55. Sit- 
zung am 3. November 1971 abschließend beraten. 

II. 

Mit den vorgesehenen Richtlinien ist beabsichtigt, 
die Beschränkungen zu beseitigen, die die Nieder- 
lassungsfreiheit und den freien Dienstleistungsver- 
kehr für die selbständigen Tätigkeiten der Arznei- 
mittelherstellung bzw. des Großhandels mit Arznei- 


mitteln und der Vermittler in Handel und Industrie 
auf dem Gebiet der Arzneimittel behindern, 

die Einzelheiten der gegenseitigen Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise des Apothekers festzusetzen 
und 

eine Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften für die selbständigen Tätigkeiten der 
Arzneimittelherstellung, des Großhandels mit Arz- 
neimitteln, der Vermittler in Handel und Industrie, 
die für ihre Tätigkeiten über einen Vorrat an Arz- 
neimitteln verfügen, des Kleinvertriebs von Arznei- 
mitteln sowie für die selbständigen Tätigkeiten des 
Apothekers vorzunehmen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat im Verlaufe seiner Beratung einmütig die Auf- 
fassung vertreten, daß eine baldige Verwirklichung 
des freien Warenverkehrs mit Arzneimitteln ange- 
strebt, jedoch darauf geachtet werden solle, daß dies 
nicht an zu restriktiv verstandenen Niederlassungs- 
vorschriften scheitert. Sicherzustellen sei jedoch, daß 
bei der Einführung neuer Niederlassungsvorschriften 
die notwendigen Übergangszeiten vorgesehen wer- 
den. 

Sehr eingehend hat sich der Ausschuß mit der 
Frage des Funktionierens eines freien Arzneimittel- 
marktes befaßt und nachdrücklich die Ansicht vertre- 
ten, daß ein freier Arzneimittelmarkt nicht durch 
eine diskriminierende Verwaltungspraxis oder durch 
diskriminierende legislative Maßnahmen auf ande- 
ren Gebieten, etwa auf den Gebieten des Preis- und 
Sozialversicherungsrechtes beeinträchtigt werden 
darf. 

Nachdrücklich und übereinstimmend ist weiterhin 
zum Ausdruck gebracht worden, daß das in der Bun- 
desrepublik geltende System der Unterscheidung 
von apothekenpflichtigen und freiverkäuflichen Arz- 
neimitteln aufrechterhalten bleiben soll. 

Weiterhin solle dem Großhandel die Möglichkeit 
gegeben werden, über die nationalen Grenzen hin- 
weg Apotheken beliefern zu dürfen. 

Der Ausschuß empfiehlt, von den Richtlinienvor- 
schlägen der Kommission — Drucksache V/4013 — 
Kenntnis zu nehmen, die Bundesregierung jedoch zu 
ersuchen, bei den weiteren Verhandlungen in Brüs- 
sel darauf hinzuwirken, daß den in der Entschlie- 
ßung des Ausschusses enthaltenen Empfehlungen 
entsprochen wird. 


Bonn, den 3. November 1971 


Dr. Hammans 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von den Riditiinienvorschlägen der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften — Drucksache 
V/4013 — Kenntnis zu nehmen; 

2. die Bundesregierung zu ersuchen, bei den Ver- 
handlungen in Brüssel darauf hinzuwirken, daß 

a) der freie Warenverkehr mit Arzneimitteln 
bald verwirklicht wird und dies nicht an zu 
restriktiv verstandenen Niederiassungsvor- 
schriften scheitert. Jedoch soll sichergestellt 
werden, daß bei der Einführung neuer Nie- 
derlassungsvorschriften die notwendigen 
Übergangszeiten vorgesehen werden; 


b) das Funktionieren eines freien Arzneimittel- 
marktes nicht durch eine diskriminierende 
Verwaltungspraxis und nicht durch diskrimi- 
nierende legislative Maßnahmen auf anderen 
Gebieten, etwa auf den Gebieten des Preis- 
und Sozialversicherungsrechts beeinträchtigt 
wird; 

c) der Großhandel die Möglichkeit erhält, über 
die nationalen Grenzen hinweg Apotheken zu 
beliefern; 

d) das in der Bundesrepublik Deutschland gel- 
tende System der Unterscheidung von apothe- 
kenpflichtigen und freiverkäuflichen Arznei- 
mitteln aufrechterhalten bleibt. 


Bonn, den 3. November 1971 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Hauck 

Vorsitzender 


Dr. Hammans 

Berichterstatter 



